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Fragen zur Entwicklung des Hochschulbereichs 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — Kab/ 
Parl/IV B 1/IVA4 — 0104-6 — 28/80 — 4500/1 — hat mit 
Schreiben vom 27. August 1980 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Der Ausbau der Hochschulen hat in den letzten zehn Jahren 
mit der schnellen Steigerung der Studentenzahlen schrittge- 
halten. Die Bundesregierung sieht dies als einen wesentlichen 
Erfolg der Anstrengungen von Bund und Ländern an. Er wäre 
ohne die seit zehn Jahren bestehende Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau nicht möglich gewesen. Die materielle und 
weithin auch die personelle Ausstattung unserer Hochschu- 
len wird heute — von fachspezifischen und lokalen Ausnah- 
men abgesehen — auch im internationalen Vergleich als gut 
angesehen. 

Die 229 Hochschulen in der Bundesrepublik mit ihren 980 000 
Studenten und über 110 000 Wissenschaftlern* gehören zu den 
wichtigen gestaltenden Faktoren in Staat und Gesellschaft. 
Hier werden Menschen ausgebildet, die später erhebliche 
Verantwortung übernehmen sollen. Die Hälfte aller in der 
Forschung tätigen Wissenschaftler arbeitet an den Hochschu- 
len. 
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Die Information der Öffentlichkeit über die Situation der 
Hochschulen ist nicht umfassend und wird mehr von den un- 
bestreitbar vorhandenen Schwierigkeiten, als von Leistungen 
und Erfolgen beeinflußt. Eines von vielen Beispielen hierfür 
ist die Frage des Numerus clausus. Das Meinungsbild einer 
breiten Öffentlichkeit wird von den Zulassungsbeschränkun- 
gen in wenigen, insbesondere den medizinischen Fächern be- 
stimmt. Daß in mehr als 85 v. H. der Studiengänge jeder Be- 
werber einen Studienplatz erhält, wird durch die Numerus- 
clausus-Diskussion verdrängt. Ebenso ist den meisten unbe- 
kannt, daß heute in den medizinischen Fächern fast doppelt so 
viel Studienanfänger aufgenommen werden wie vor zehn Jah- 
ren. 

Der Bund hat für die Entwicklung der Hochschulen nur be- 
grenzte Kompetenzen-, auch diese kann er überwiegend nur 
gemeinsam mit den Ländern ausüben. Im Rahmen seiner Mög- 
lichkeiten hat er durch Gesetzgebung, Planung und Finanzie- 
rung zur Entwicklung der Hochschulen in erheblichem Maße 
beigetragen. 

Mit dem Hochschulrahmengesetz wurde 1976 eine gemein- 
same Grundlage für die Weiterentwicklung der Hochschulen 
geschaffen; für den Hochschulbau hat der Bund seit 1970 12 
Milliarden DM zur Verfügung gestellt; für die Ausbildungsför- 
derung der Studenten wurden im Bundeshaushalt seit 1972 7,7 
Milliarden DM, für die Begabtenförderungswerke seit 1970 
450 Millionen DM, für die Promotionsförderung seit 1972 350 
Millionen DM, für den studentischen Wohnraumbau seit 1972 
rd. 650 Millionen DM, für die studentische Krankenversiche- 
rung rd. 230 Millionen DM ab 1976 aufgebracht; an 160 Mo- 
dellversuchen im Hochschulbereich hat sich der Bund betei- 
ligt, in denen neue Wege in Forschung und Lehre erprobt wur- 
den; rd. 3,2 Milliarden DM stellte der Bund seit 1970 der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft für die allgemeine For- 
schungsförderung und die Finanzierung von Sonderfor- 
schungsbereichen an den Hochschulen zur Verfügung; dar- 
über hinaus erhielten die Hochschulen im Rahmen der Förde- 
rung einzelner Projekte vom Bund seit 1976 rd. 900 Millionen 
DM. 

Von der Bundesregierung ging 1976 die politische Initiative 
zum Abbau des Numerus clausus aus, die dazu geführt hat, daß 
es heute nur noch 1 1 harte Numerus clausus-Fächer gibt (ge- 
genüber 56 im Wintersemester 1976/77). Im ständigen Dialog 
mit Mitgliedern der Hochschule, insbesondere auch mit Stu- 
denten, hat der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
versucht, das gegenseitige Verständnis zu vertiefen. 

Die nächsten Jahre werden das Hochschulsystem noch stär- 
ker fordern als die vergangenen. Die Zahl der Studienanfänger 
wird weiter anwachsen, ohne daß für die Hochschuletats noch 
eine wesentliche Steigerung zu erwarten ist. Die Zahl der frei- 
werdenden Hochschullehrerstellen wird zu gering sein, um 
denen, die gerne Hochschullehrer würden und hierfür auch 
geeignet sind, angemessene Berufsaussichten zu eröffnen und 
damit auch eine ausgeglichene Altersstruktur der Hochschul- 


2 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4459 


lehrer zu sichern. Der Arbeitsmarkt wird eine erhöhte berufli- 
che Flexibilität der Hochschulabsolventen verlangen, zu der 
auch die Gestaltung der Studiengänge sowie ein größeres An- 
gebot an Aufbaustudiengängen und damit die Studienreform 
beitragen müssen. Die Nachfrage nach weiterbildenden Kur- 
sen wird zunehmen, ebenso auch die Nachfrage nach Studien- 
möglichkeiten neben dem Beruf. 

Die materielle Lage der Hochschulen bietet nach Auffassung 
der Bundesregierung trotz der Probleme, die sich insbeson- 
dere bei einer differenzierten Analyse einzelner Fächer und 
Bereiche zeigen, insgesamt eine gute Grundlage für die Lö- 
sung dieser Aufgaben. 


1. Wie haben sich Zahl und Struktur der Hochschulberechtigten 
und der Studienanfänger seit 1970 entwickelt? 

2. Wie hat sich die Zahl der deutschen und ausländischen Studen- 
ten und der Absolventen in den einzelnen Hochschularten und 
Fachrichtungen seit 1970 entwickelt? 

Wegen des Zusammenhangs werden Frage 1 und Frage 2 zu- 
sammen beantwortet: 

Die geburtenstarken Jahrgänge und die Zunahme des Besuchs 
weiterführender Schulen haben in den vergangenen zehn Jahren 
zu mehr als einer Verdoppelung der Zahl der Studienberechtigten 
geführt. Die Zahl der Studienanfänger stieg um rd. 40 v. H., die 
Zahl der ausländischen Studienanfänger blieb insgesamt kon- 
stant. 

Der Anteil der weiblichen Studienberechtigten hat sich von 37,3 
auf 44,3 v. H. erhöht. 

Innerhalb der Studieriberechtigten hatten die Absolventen mit 
Fachhochschulreife 1970 einen Anteil von rd. 10 v. H., 1978 waren 
es rd. 22 v. H. 

Die Verteilung der Studenten und Absolventen nach Hochschu- 
larten und Fachrichtungen weist seit 1970 nur zwei bemerkens- 
werte Veränderungen auf: Die Zahl der Lehramtsstudenten ist 
nach einem starken Anstieg bis 1976 inzwischen deutlich gesun- 
ken, die Zahl der Studenten in den medizinischen Fächern ist 
deutlich gestiegen. 

1. Entwicklung der Studienberechtigten, Studienanfänger und 
Studenten 

Die Entwicklung der Studentenzahlen in den 70er Jahren 
wurde vor allem durch folgende Faktoren verursacht: 

— Die Stärke der Altersjahrgänge der 19- bis unter 21jährigen 
hat seit 1972 ständig zugenommen, sie wird bis 1984/85 
weiter steigen. 

— Der Anteil der Studienberechtigten am Altersjahrgang ist 
kontinuierlich gewachsen und wird weiter ansteigen. 

— Die Übergangsquote der Studienberechtigten in den Hoch- 
schulbereich bezogen auf die ersten drei Jahre nach Er- 
werb der Studienberechtigung ist von über 90 v. H. Anfang 
der 70er Jahre auf rd. 70 v. H. gesunken. 
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— Die durchschnittliche Zeitspanne zwischen Erwerb der 
Studienberechtigung und Aufnahme des Studiums (Über- 
gangszeit) hat zugenommen. 

— Der Anteil der Studienanfänger am Altersjahrgang liegt 
seit 1972 zwischen 18 und 20 v. H. 

— Der deutsche Anstieg der Gesamtzahl der Studenten be- 
ruht auch auf weiterhin langen Verweilzeiten. 

In Übersicht 1 sowie in der Abbildung 1 ist die quantitative 

Entwicklung seit 1970 im einzelnen dargestellt. 


Übersicht 1 

Altersjahrgänge, Studienberechtigte, Studienanfänger, Studenten 


1970 1972 1974 1976 1978 1979 


1. Durchschnittliche 
Jahrgangsstärke 
der 19- bis unter 
21jährigen Bevöl- 
kerung 

— inTausend — . . 

2. Schulabsolventen 
mit Studienberech- 
tigung absolut 

— inTausend — . . 

3. Schulabsolventen 

mit Studienberech- 
tigung in v. H. des 
Altersjahrgangs 
(Zeile 1) . 

4. Studienanfänger 
(Deutsche und 
Ausländer) 

— inTausend — . . 

5. Studienanfänger 
in v. H. des Alters- 
jahrgangs (Zeile 1) 

6. Studenten ins- 
gesamt (Deutsche 
und Ausländer) 

— inTausend — . . 


815 827 849 882 938 969 


91,5 130,3 167,5 199,7 218,9 192, 4 1 ) 


11, l 2 ) 16,0 19,9 23,0 23,8 20,24 


125,7 155,5 168,3 168,1 172,5 177,7 


15,4 18,8 19,8 19,1 18,4 18,4 


510,5 661,5 790,5 877,3 945,9 983,6 


J Rückgang wegen Auswirkungen der Kurzschuljahre 1966/67 
2 ) ohne Fachhochschulreife 

Quelle : BMBW, Grund- und Strukturdaten 


2. Struktur der Studienberechtigten, Studienanfänger und Stu- 
denten 

Der Anteil der Frauen hat sich bei den Studienberechtigten 
von 36,6 v. H. in 1968 bis 1978 auf rd. 44,3 v. H. erhöht. Bei den 
Studienanfängern lag der Frauenanteil 1979 bei 39 v. H. gegen- 
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über 32,2 v. H. in 1970. Unterproportional ist er besonders bei 
den technischen Studiengängen sowie in vielen Studiengän- 
gen der Fachhochschulen. 


Abbildung 1 


Studienberechtigte, Studienanfänger 

- in Tausend - 


Studienberechtigte 

■ (Schulabgänger mit 
Hochschul- und 
Fachhochschulreife) 



1) Sommer- und folgendes Wintersemester 

2) Die höhere Zahl der Studienanfänger gegenüber der Zahl der Hochschulzugangsberechtigten bis 1 973 ist zurückzuführen auf die 
unzureichende statistische Definition des 1 . Hochschulsemesters bis 1 973 (Miterfassung von Fach- und Hochschulwechslern), die 
aufgrund von Übergangsregelungen erfolgte Untererfassung bei den Hochschulzugangsberechtigten im Zusammenhang mit der ab 
1 970 erfolgten Umwandlung von Ingenieurschulen in Fachhochschulen und schließlich die nur teilweise Erfassung der an berufs- 
bildenden Schulen verliehenen Hochschulberechtigungen. 

Quelle: BMBW: „Grund- und Strukturdaten", 1979. 

Grafik: BMBW 


Die Zahl der ausländischen Studienanfänger war seit Anfang 
der 70er Jahre mit rd. 10 000 nahezu konstant. Allerdings lag 
die Zahl 1979 mit 12 500 deutlich höher. Im WS 79/80 waren rd. 
54 000 Ausländer an den Hochschulen immatrikuliert. 

Die Verteilung der Studenten 1978 nach Fächergruppen und 
Geschlecht und die Entwicklung seit 1975 ergeben sich aus 
Übersicht 2 und Abbildung 2. 

In der Fächerverteilung zeichnen sich folgende Tendenzen 
ab: 

— Der Anteil der Studienanfänger in den Lehramtsstudien- 
gängen ist an den wissenschaftlichen Hochschulen nach 
einem Höhepunkt Mitte der 70er Jahre mit 44,5 v. H. stark 
zurückgegangen (1979: 26,6 v. H.). 

— In einer Reihe von Fächern hat die Bedeutung der Diplom- 
studiengänge stark zugenommen. 

— In den Studiengängen der Medizin und Zahnmedizin sind 
die Studienanfängerzahlen überproportional gewachsen. 
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Übersicht 2 


Studenten 1978 nach Fächergruppen und Geschlecht 



Studenten 
in Tausend 

davon weiblich 
in v. H. 

Hochschulen insgesamt 

945,9 

35,3 

davon: 



Sprach-, Kulturwissenschaften, 
Sport 

244,0 

55,9 

Wirtschafts-, Gesellschaftswissen- 
schaften 

231,4 

31,8 

Mathematik, Naturwissenschaften 

149,9 

33,5 

Ingenieurwissenschaften ....... 

174,6 

7,8 

Humanmedizin 

69,5 

31,8 

darunter: 



Zahnmedizin . 

8,5 

23,4 

Veterinärmedizin 

4,3 

39,4 

Agrar-, Forst-, Ernährungs- 
wissenschaften 

25,4 

44,3 

Kunst, Kunstwissenschaften . . . 

46,8 

54,2 


Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 


Abbildung 2 

Studenten nach Fächergruppen und Geschlecht 

(Deutsche und Ausländer) 


Sprach-, 

Kulturwissen- 
schaften, Wirtschafts- 

Sport Gesellschafts- 


Insgesamt 

225.374 1 

Weiblich 

1975 

124,854 

Insgesamt 

227.183 E 

Weiblich 

»Hl 

1976 

. 


Ingenieur- 

wissenschaften 



m A 173.564 i 

I 141 ' 431 I k 


Agrar-, Forst-, Kunst, 
Ernährungs- Kunstwissen- 
wissen schäften 

schäften 


42.927 

22.897 


3.643 


20.647 


42.844 


12.576 17.240 


1.284 


8.889 


22.608 


Insgesamt 

Weiblich 

1977 


232.217 224.768 k 

M di 1 76.869 k 

bm| f® 05 ! { 

jitijiyyifaäaJ — 


14.777 20.096 1.511 


24.131 ^43.514 

iÄin" 


10.468 23.100 


Insgesamt 



46.771 


1) Einschließlich Zahnmedizin 

Quelle: BMBW: „Grund- und Strukturdaten", 1979. 

Grafik: BMBW 


13.603 22.129 1.674 


1 1 .230 
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— Der Anteil der Studienanfänger in den Ingenieurwissen- 
schaften ist zu Beginn der 70er Jahre zunächst gesunken, 
1975/76 wieder gestiegen, aber seither rückläufig. In der 
Mathematik und den übrigen Naturwissenschaften ist die 
Entwicklung ebenfalls rückläufig. 

— Der Anteil der Fachhochschulen ist bei zwischenzeitlichen 
Schwankungen seit 1970 nahezu konstant geblieben. Der 
Anteil der Studenten an verwaltungsintemen Fachhoch- 
schulen hat kräftig zugenommen. 

3 : Absolventen 

Die Veränderungen in der Verteilung der Studienanfänger 
wirken sich mit entsprechenden Verzögerungen auf die Ver- 
teilung der Studenten und Absolventen aus. Verschiebungen 
ergeben sich insbesondere durch fachspezifische Verweilzei- 
ten und Abbrecherquoten. 

Nicht alle Studenten verlassen nach einer ersten Hochschul- 
prüfung sofort das Hochschulsystem. Einige beginnen Zweit- 
oder Aufbaustudiengänge, andere promovieren. Die Zahl de- 
rer, die den Hochschulbereich verlassen (Absolventen), läßt 
sich mithin nur schwer ermitteln. In Übersicht 3 wird daher 
die Entwicklung der Prüfungen dargestellt. 

Übersicht 3 


Prüfungen nach Prüfungsarten (Deutsche und Ausländer) 

— in Tausend — 



1970 

1972 

1974 

1976 

1978 

Bestandene Prüfungen 

Diplom-, 1. Staatsprüfungen 

Doktorprüfungen 

Lehramtsprüfungen 

Diplomprüfungen (ggf. Graduie- 
rungen) an Fachhochschulen 1 ) . . . 

30,1 29,9 33,6 36,5 39,8 

11,3 10,1 10,7 11,5 11,8 

25.8 27,1 30,9 40,1 38,5 

19.8 21,0 30,1 29,3 30,8 


*) ab 1974 einschließlich entsprechende Prüfungen an Gesamthochschulen 
Quelle: BMBW, Grund- und Strukturdaten 


3. Wieviel Studienplätze wurden seit Inkrafttreten der Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau geschaffen? Welche Mittel wur- 
den hierfür eingesetzt? Wie verteilen sich die neugeschaffenen 
Studienplätze auf die wichtigsten Fächer und Fächergruppen? 
Wie wird die Studienplatznachfrage speziell in der Mathematik 
und den Ingenieur- und Naturwissenschaften bewertet? 

Die Zahl der Studienplätze ^ betrug nach den Berechnungen 
zum 2. Rahmenplan (1971) 470 000, nach dem 10. Rahmenplan 
(1979) 717 000; das ist ein Zuwachs von 247 000 Studienplätzen 
und entspricht etwa 20 bis 25 mittelgroßen Hochschulen. In etwa 

*) Bei der Planung des Ausbaus werden Studienplätze aufgrund von Flächen- 
richtwerten ermittelt. Die Flächenrichtwerte geben die Summe aller Flä- 
chen an, die pro Studienplatz für Lehre und Forschung bereitgestellt wer- 
den müssen. 
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Abbildung 3 

Ausgaben für den Hochschulbau 1 ) 

in den Jahren 1 970-1 979 2 ) 

- in Mio DM - 



1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 


1 ) Länderausgaben z. T. -einschließlich Drittmittel sowie z T. für Maßnahmen, die nicht unter das HBFG fallen, 

2) Ab Inkrafttreten des HBFG, 

3) Vorläufige Angaben. 

Quelle: BMBW 
Grafik: BMBW 

gleichem Umfang wurden vorhandene Flächen grundlegend sa- 
niert oder durch Ersatzbauten ersetzt. Darüber hinaus diente ein 
wesentlicher Teil der Mittel notwendigen Infrastruktureinrichtun- 
gen wie Mensen, Bibliotheken und Verwaltungsbauten sowie der 
Ausstattung der Hochschulen mit Großgeräten. 

Die Aufwendungen von Bund und Ländern für den Hochschulbau 
betrugen von 1970 bis 1979 rd. 24 Mrd. DM (Bundesanteil rd. 1 1 ,9 
Mrd. DM, vgl. Abbildung 3). 

Die Anteile der wichtigsten Fächergruppen an der Kapazität nach 
dem Raumbestand haben sich durch den Ausbau nicht wesent- 
lich verändert. 

Die Studienplatznachfrage speziell in der Mathematik und in den 
Ingenieur- und Naturwissenschaften ist in den letzten fünf Jahren 
nach absoluten Zahlen leicht rückläufig. Diese Entwicklung gibt 
noch keinen Anlaß zur Sorge, einem weitergehenden Trend sollte 
aber entgegengewirkt werden. 

Der Hochschulbau wird nach dem am 1. Januar 1970 in Kraft ge- 
tretenen Hochschulbauförderungsgesetz von Bund und Ländern 
gemeinsam geplant und gefördert. Der Ausbau der Hochschulen 
in den letzten zehn Jahren hat gewährleistet, daß trotz erheblich 
steigender Studentenzahlen kein bundesweiter Numerus clausus 
wegen räumlicher Engpässe erforderlich wurde. Lokale Eng- 
pässe konnten allerdings nicht immer vermieden werden. 
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Ein Vergleich der neu hinzugekommenen Studienplätze nach 
Fächern ist einigermaßen verläßlich nur im Vergleich von 
1972 und 1979 und in einer groben Fächergruppengliederung 
möglich. Beim Vergleich der Studienplatzbestände ist außer- 
dem zu berücksichtigen, daß die Methode der Bestimmung der 
flächenbezogenen Studienplätze erst entwickelt werden muß- 
te und zunächst gewisse Unschärfen enthielt. 

Die Fächer Struktur (vgl. hierzu auch Übersicht 4) hat sich 
durch den Ausbau nur geringfügig geändert. Entsprechend ih- 
ren Anteilen an der Gesamtheit entfallen die größten Anteile 
am Zuwachs mit rd. 47 v. H. auf die Geisteswissenschaften, mit 
rd. 20 v. H. auf die Naturwissenschaften, mit rd. 21 v. H. auf die 
Ingenieurwissenschaften sowie mit rd. 8,6 v. H. auf die allge- 
meine Medizin. 

Übersicht 4 


Entwicklung der flächenbezogenen Studienplatzzahlen 
nach Fächergruppen 

— in Tausend — 



Ausbaustand 

1979 

Steigerungs- 

index 

1972 = 100 

Anteil am 
Zuwachs 
in v. H. 

Geisteswissenschaften . . . 

375,7 

127,0 

46,5 

Naturwissenschaften .... 

118,5 

141,2 

20,2 

Ingenieurwissenschaften . 

129,0 

139,1 

21,1 

Kunst- und Musikhoch- 
schulen 

11,6 

109,5 

0,6 

Gestaltung 

7,9 

127,1 

1,0 

Allgemeine Medizin .... 

51,1 

140,5 

8,6 

Zahnmedizin 

7,7 

120,4 

0,8 

Agrar-, Forst-, Ernäh- 
rungswissenschaften . . 

12,4 

121,4 

1,3 

Sonstige 

3,0 



Insgesamt . . . 

716,9 

131,4 

100 


Quelle : 10. Rahmenplan für den Hochschulbau 1981 bis 1984 


Die Studienplatznachfrage nach den einzelnen Fächergrup- 
pen schwankte in den letzten Jahren erheblich. Sie ist in den 
mathematischen, ingenieur- und naturwissenschaftlichen Fä- 
chern in den letzten Jahren gegenüber 1975 insgesamt leicht 
gesunken. 

Dies ist in den Naturwissenschaften zum großen Teil auf die 
zurückgehenden Anteile von Studenten in Lehramtsstudien- 
gängen zurückzuführen. Die gegenwärtige Studienplatznach- 
frage, insbesondere in den ingenieurwissenschaftlichen Fä- 
chern, aber auch in einigen naturwissenschaftlichen Fächern, 
schöpft die angebotenen Studienmöglichkeiten ebensowenig 
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aus wie die z. Z. guten Chancen der Absolventen auf dem 
Arbeitsmarkt Hierüber sollten die potentiellen Studienanfän- 
ger verstärkt informiert werden. 


4. Wie hat sich die regionale Verteilung des Studienplatzangebotes 
gegenüber 1970 verändert, und inwieweit ist das Ziel des regio- 
nalen Ausgleichs erreicht worden? Welchen Anteil hieran haben 
die nach 1965 neugegründeten Hochschulen? 

Durch den Ausbau des Hochschulsystems auf der Grundlage der 
gemeinsamen Rahmenplanung von Bund und Ländern sind die 
früheren Unterschiede zwischen Ländern und Regionen erheb- 
lich gemindert worden. Das Ziel eines regionalen Ausgleichs ist 
im wesentlichen erreicht. 

Hieran haben die neu gegründeten Hochschulen einen wesentli- 
chen Anteil. Sie verfügen mit rd. 130 000 flächenbezogenen Stu- 
dienplätzen (ohne Medizin) über nahezu V 4 des Gesamtbestan- 
des aller Universitäten und Gesamthochschulen. 

Die Bundesregierung hat in der Rahmenplanung mit Nach- 
druck darauf hingewirkt, daß — vor allem in den 50er und 60er 
Jahren z. T. unkontrolliert gewachsene — Ungleichgewichte 
in der regionalen Verteilung des Studienplatzangebots weit- 
gehend ausgeglichen werden. Erstmals im 6. Rahmenplan 
(1976) wurde die regionale Verteilung des Studienplatzange- 
bots innerhalb des vorgegebenen Ausbauziels von 850 000 Stu- 
dienplätzen festgelegt. 

Die seitdem fortgeschriebene Zielplanung und die regionale 
Verteilung des derzeitigen Ausbaustands sind aus Abbil- 
dung 4 ersichtlich. Das gegenwärtige Studienplatzangebot 
kann unter Berücksichtigung der traditionellen kulturellen 
und wirtschaftlichen Verflechtungen einzelner Regionen so- 
wie bestehender Präferenzen der Studienplatznachfrage hin- 
sichtlich bevorzugter Studienorte und Fächerangebote insge- 
samt als ausgeglichen angesehen werden. Überhänge oder De- 
fizite der Studienplatznachfrage für einzelne Hochschulregio- 
nen und Länder sind jedoch weiterhin vorhanden. Dies beruht 
nicht auf einer ungleichgewichtigen Studienplatzverteilung, 
sondern ist eine Folge freier Studienplatzwahl, traditioneller 
Wanderungsströme, unterschiedlicher Attraktivitäten von 
Hochschulen und regionaler Besonderheiten in der Fächer- 
struktur. Die Freiheit der Studienplatzwahl ist wesentliches 
Merkmal unseres Hochschulsystems und darf nach Ansicht 
der Bundesregierung nicht um eines statistischen Ausgleiches 
willen durch bürokratische Maßnahmen beschränkt werden. 

Die Regionalisierung und damit die Nähe des Studienange- 
bots ist im großem Maße solchen Bevölkerungsgruppen zu- 
gute gekommen, aus denen früher nur wenige Studenten ka- 
men. Die Nähe einer Hochschule beeinflußt, wie andere Bil- 
dungsangebote auch, die persönliche Entscheidung. Dies war 
ein wichtiges Motiv für viele Neugründungen. Gerade bei ei- 
nem regionalisierten Studienangebot muß allerdings das 
Wechseln des Studienortes im Verlauf des Studiums gefördert 
werden. 


10 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4459 


Darstellung des Ausbaustands 1979 in Relation zu den Ausbauzielen Abbildung 4 
nach Hochschulstandorten 1 ). 

^ Zu den jeweils zugeordneten Teilstandorten, dis nicht 
gesondert dargestallt sind, vgl. Anhang Nr. 4 

^ Hildesheim und Clausthal zusammen 



langfristige Ausbauziele 


Flensburg 


Ausbau stand 


Lübeck' 


Oldenburg 


Clausthal 


Duisburg 


^Wuppertal 


Koblenz 


Bamberg 


Bayreuth 


Wunbuig 


Kaise'datilern 


Erlange« 


Rheinpfalr 


Stüttgen 


Eichstätt 


r Pd«t!U 


F»ailiuf|| 


Rosenneim 
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Bundes 
forschungs 
anstalt 
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kunde 
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ordnung 


Bearbeitung und Kartographie: 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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Die neugegründeten Hochschulen haben an der Entwicklung 
eines verbesserten regionalen Ausgleichs wesentlichen An- 
teil. Dies gilt vor allem für hochschulfeme Regionen und die 
bisher in der Wirtschafts- und Infrastruktur einseitig entwik- 
kelte Gebiete, insbesondere' für die Neugründungen im Ruhr- 
gebiet, in Niedersachsen und Bayern. Seit Anfang der 60er 
Jahre wurden 26 neue Hochschulen gegründet, davon 16 Uni- 
versitäten, acht Gesamthochschulen und zwei Medizinische 
Hochschulen. An diesen Hochschulen standen 1979 rd. 
130 300 flächenbezogene Studienplätze zur Verfügung. In der 
Zeit zurückgehender Studentenzahlen nach 1990 wird es dar- 
auf ankommen, die jetzt erreichte gewachsene Regionalisie- 
rung des Studienplatzangebots zu erhalten. 


5. Welcher Anteil an den geschaffenen Studienplätzen und den fi- 
nanziellen Aufwendungen entfällt auf die medizinischen Fächer, 
und welche Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang den 
Lehrkrankenhäusern zu? 

Die Zahl der Studienanfänger in den drei medizinischen Fächern 
ist von 1970 bis 1979 von rd. 7 000 auf rd. 13 000 (Humanmedizin 
allein von rd. 5 400 auf rd. 10 500) gestiegen. Der Zuwachs von rd. 
85 v. H. ist überproportional. 

Die finanziellen Aufwendungen für kapazitätserhaltende und ka- 
pazitätserweiternde Maßnahmen in der Medizin betrugen rd. 8 
Mrd. DM, das ist ein Drittel der Gesamtausgaben der Gemein- 
schaftsaufgabe. 

In den Lehrkrankenhäusern stehen rd. zwei Drittel der für das 
praktische Jahr benötigten Plätze zur Verfügung. 

In den medizinischen Ausbildungsgängen ist eine Berech- 
nung der Studienplätze ausschließlich nach der Fläche nicht 
möglich. Daher wird — unter den Bedingungen des harten 
Numerus clausus — die Zahl der Studienanfänger als Indika- 
tor für die Entwicklung des Studienplatzangebotes herangezo- 
gen (vgl. Übersicht 5). 


Übersicht 5 


Deutsche und ausländische Studienanfänger (1. Fachsemester) in 
den medizinischen Fächern 



Medizin 

Zahn- 

medizin 

Tier- 

medizin 

Insgesamt 

1970 

1979 

Zuwachs in v. H. . . 

5378 1138 530 7046 

10520 1690 882 13092 

95,6 48,5 66,4 85,8 


Quellen: Wissenschaftsrat, ZVS, Statistisches Bundesamt 


Von 1970 bis einschließlich 1979 haben Bund und Länder im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 1 128 Vor- 
haben an medizinischen Ausbildungs- und Forschungsstätten 
gefördert; der Bund trug hierzu rd. 4 Mrd. DM bei (vgl. auch 
Abbildung 5). 
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Die Bundesregierung hat sich im letzten Jahrzehnt für eine er- 
hebliche Ausweitung der Zahl der Ausbildungsplätze in der 
Medizin eingesetzt. Sie hat darauf gedrängt, daß die Kapazitä- 
ten erschöpfend genutzt werden. Sie ist der Auffassung, daß 
dieses Ziel jetzt erreicht und damit auch dem Gebot des Bun- 
desverfassungsgerichts Rechnung getragen ist. Eine weiterge- 
hende Belastung des Lehrpersonals, vor allem aber der Patien- 
ten in den Hochschulkliniken wäre nicht zu vertreten. Die 
Qualität der Ausbildung, insbesondere im patienten- und da- 
mit praxisnahen Studium, wäre ernsthaft gefährdet. Die künf- 
tigen Anstrengungen müssen darauf gerichtet sein, die Quali- 
tät der Ausbildung langfristig zu sichern. 

Dabei hat auch die Einbeziehung von außeruniversitären 
Krankenhäusern in die Ausbildung eine große Bedeutung. Sie 
dient der Sicherung einer ausreichenden Zahl von Ausbil- 
dungsplätzen für das praktische Jahr, in den anderen klini- 
schen Studienabschnitten der Ausweitung des Praxisbezugs 
der Ausbildung und der Vergrößerung des Spektrums der 
Krankheitsbilder für die Ausbildung. 

Für die Bereitstellung außeruniversitärer Ausbildungsmög- 
lichkeiten in Lehrkrankenhäusern für das praktische Jahr ha- 
ben Bund und Länder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau seit 1970 über 50 Mio DM aufgebracht. Gegen- 
wärtig stehen rd. 8 500 Plätze für das sog. Praktische Jahr in 


Abbildung 5 

Anteil der Medizin am Hochschuibau 



1972- 1973- 1974- 1975- 1976- 1977- 1978- 1979- 1980- 

1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 Laufzeit 

1 ) Finanzbedarf für die Laufzeit des jeweiligen Rahmenplans (Vorhaben insgesamt). 

2) Anteil der Medizinvorhaben am Finanzbedarf für die Vorhaben insgesamt während der Laufzeit des jeweiligen Rahmenplans. 

Quelle: Planungsausschuß für den Hochschulbau: „9. Rahmenplan für den Hochschulbau 1980-1983". 

Grafik: BMBW 
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Hochschulkliniken und Lehrkrankenhäusern zur Verfügung. 
In den nächsten Jahren sind weitere Anstrengungen nötig, um 
die Ausbildungsplätze an Lehrkrankenhäusern zu vermehren. 
Nach den Anmeldungen der Länder zum 10. Rahmenplan für 
den Hochschulbau sind hierfür in den nächsten Jahren wei- 
tere 40 Mio DM vorgesehen. 

6. Inwieweit treffen Informationen zu, daß aufgrund mangelnder 
Nachfrage die Kapazität einer Reihe von Hochschulen unzurei- 
chend genutzt wird? 

Die Nachfrage nach Studienplätzen weicht vom Angebot an Stu- 
dienplätzen ab. Dies ist unvermeidlich in einem System, das, trotz 
bestehender Zulassungsbeschränkungen im einzelnen, überwie- 
gend von freier Studienplatzwahl bestimmt wird. Hieraus ergeben 
sich zwischen den Hochschulen Unterschiede im Verhältnis von 
Studentenzahlen einerseits, Raum- und Personalausstattung an- 
dererseits. Von einer unzureichenden, d. h. erheblich unter den 
Planungen liegenden Nutzung kann, vor allem nach Maßstäben 
einer normalen Auslastung, nur in wenigen Fällen gesprochen 
werden. 

Im Durchschnitt der Hochschulen (ohne Fach-, Kunst- und 
Musikhochschulen) beträgt die Belegungsquote (Studienan- 
fänger mit mittlerer Verweilzeit pro flächenbezogenem Stu- 
dienplatz) derzeit 117 v. H. Betrachtet man nur die Neugrün- 
dungen, so ergibt sich ein Durchschnittswert von 96 v. H. an 
den neuen Universitäten und 150 v. H. an den neuen Gesamt- 
hochschulen. Bei globaler Betrachtung sind die neugegründe- 
ten Hochschulen also unter dem Gesichtspunkt des Rauman- 
gebots normal ausgelastet. 

Die Auslastung der einzelnen Hochschule kann vom Durch- 
schnitt erheblich abweichen. Wesentliche Einflußfaktoren 
sind nach den Ergebnissen einer Untersuchung des Wissen- 
schaftsrates vor allem der Ausbaustand der jeweiligen Hoch- 
schule, die Struktur des Fächerangebots und die regionale 
Lage der Hochschule. Nicht voll ausgelastet sind insbeson- 
dere Einrichtungen, die einen hohen Anteil von Lehramtsstu- 
diengängen aufweisen, eine geringe Fächerbreite anbieten 
oder deren Standort sich in einer geographischen Randlage 
befindet. 

Im übrigen muß darauf hingewiesen werden, daß Aussagen 
über die Auslastung einer Hochschule nur in statistischer 
Form möglich sind. Je nach der Intensität der Betreuung der 
Studenten, der Organisation des Studienangebots und dem 
Aufwand für die Forschung können hinter den Daten sehr ver- 
schiedene reale Verhältnisse stehen. 

Der Planungsausschuß hat sich im 9. und 10. Rahmenplan in- 
tensiv mit den Entwicklungsproblemen neuer Hochschulen 
beschäftigt. Er hat bekräftigt, daß für einige weniger ausgela- 
stete insbesondere neue Hochschulen besondere Anstrengun- 
gen unternommen werden müssen, damit sie die ihnen zuge- 
dachten Funktionen besser erfüllen können. Durch den Ein- 
satz geeigneter Mittel beim Hochschulbau (Beseitigung regio- 
naler und fachlicher Defizite in bestimmten Fächergruppen, 
Verbesserung der Infrastruktur) und bei der Gestaltung der 
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Studienangebote und Forschungsschwerpunkte durch die 
Hochschulen selbst muß eine gleichmäßigere Auslastung an- 
gestrebt werden. Es muß aber bedacht werden, daß die für ei- 
nen langen Zeitraum errichtete Infrastruktur eines freien Bil- 
dungssystems kaum überall und zu allen Zeiten gleichmäßig 
und voll ausgelastet sein kann. Das trifft auch auf andere Be- 
reiche öffentlicher Dienstleistungen zu. Ein geringerer Auf- 
wand für die Lehre kommt im übrigen in vielen Fällen der For- 
schung zugute. 


7. Hat die Versorgung der Studenten mit Wohnraum mit dem Aus- 
bau der Hochschulen Schritt gehalten? Welche Maßnahmen 
werden in Angriff genommen? 

Die Förderung von Wohnraum für Studenten ist proportional mit 
dem Ausbau der Hochschulen gestiegen. 1979 standen anteilmä- 
ßig genauso viel Plätze zur Verfügung wie vor zehn Jahren. Durch 
die erhöhte Studentenzahl, die Bedingungen des Wohnungs- 
marktes und verändertes Wohnverhalten ist aber nach Ansicht 
der Bundesregierung das Wohnungsproblem zum größten sozia- 
len Problem der Studenten geworden. 

Bis 1985 sollen rd. 20 000 zusätzliche Plätze öffentlich gefördert 
werden. 

Die Bundesregierung sieht in der Schaffung von Wohnraum 
für Studenten eine wichtige flankierende Maßnahme der so- 
zialen Sicherung des Studiums. Auf der Grundlage von 1972 
verabschiedeten Richtlinien hat der Bund den Studenten- 
wohnraumbau gemeinsam mit den Ländern intensiv gefördert. 
Dadurch sollten Wohnmöglichkeiten zu tragbaren Mieten vor 
allem für die sozial schwächer gestellten Studenten geschaf- 
fen werden. 

Bund und Länder haben seit 1972 bis 1979 den studentischen 
Wohnraum mit einem Finanzaufwand von rd. 1,3 Mrd. DM ge- 
fördert; der Bestand betrug 1979 rd. 108 000 Wohnraumplätze. 
Im Wintersemester 1969/70 standen nur rd. 55 000 Plätze zur 
Verfügung. Der Bestand hat sich in den letzten zehn Jahren 
damit fast verdoppelt. Die Bereitstellung von gefördertem 
Wohnraum hielt zwar mit der Entwicklung der Studentenzah- 
len Schritt, genügt indessen nicht im Hinblick auf die Gesamt- 
zahl der Studenten. 

Wegen der im Wintersemester 1979/80 an einzelnen Hoch- 
schulorten verschärft aufgetretenen Engpässe hat die Bundes- 
regierung ihre Anstrengungen verstärkt, die studentische 
Wohnungssituation gemeinsam mit Ländern und Studenten- 
werken rasch zu verbessern. Mit Wirkung vom 1. Januar 1980 
hat sie die Förderungssätze für Wohnheimvorhaben um rd. 
18 v. H. erhöht. Als Folge davon ist eine spürbare Belebung der 
Wohnraumbautätigkeit für Studenten zu verzeichnen. Gegen- 
wärtig befinden sich 5 600 Plätze im Bau; weitere 14 000 neue 
Plätze sollen mittelfristig geschaffen werden. Das für 1985 von 
Bund und Ländern vereinbarte gemeinsame Ausbauziel von 
insgesamt 127 500 geförderten Wohnraumplätzen muß er- 
reicht werden. 
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Die drängenden Wohnungsprobleme der Studenten, insbe- 
sondere der Studienanfänger, können aber mit diesen Maß- 
nahmen allein nicht gelöst werden. Die Studenten sind zum 
großen Teil auf den privaten Wohnungsmarkt angewiesen. 
Zum Teil ist es an neuen Hochschulstandorten noch nicht aus- 
reichend gelungen,' ein privates Zimmerangebot zu erschlie- 
ßen, an alten Hochschulstandorten dieses entsprechend der 
gewachsenen Studentenzahl auszuweiten. 


8. Inwieweit ist es gelungen, die 1976 auf Anregung der Bundesre- 
gierung beschlossene Öffnung der Hochschulen, d. h. den Abbau 
von Zulassungsbeschränkungen, zu verwirklichen? Wie beurteilt 
die Bundesregierung die weitere Entwicklung? Kann die ZVS 
nach Auffassung der Bundesregierung in absehbarer Zeit abge- 
schafft werden? 

Im Wintersemester 1976/77 waren 56 Studiengänge (davon 15 
gymnasiale Lehrämter) in das zentrale ZVS-Verfahren einbezo- 
gen, im Wintersemester 1980/81 noch elf. Wenn die Rahmenpla- 
nung verwirklicht und von den Ländern im Rahmen des vorgese- 
henen Überlastprogramms das erforderliche Personal bereitge- 
stellt wird, ist eine Zunahme der Zulassungsbeschränkungen 
nicht zu befürchten. Zumindest in den medizinischen Fächern 
werden aber auch weiterhin nicht alle Bewerber aufgenommen 
werden können. Eine Abschaffung der ZVS in absehbarer Zeit 
wäre daher verfrüht. 

Der Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern zur 
„Sicherung der Ausbildungschancen der geburtenstarken 
Jahrgänge" vom 4. November 1977 und die dem Beschluß vor- 
angehenden Beratungen haben rasch zu spürbaren Verbesse- 
rungen der Zulassungssituation geführt. Im Wintersemester 
1980/81 sind nur noch elf Studiengänge *) in das zentrale ZVS- 
Auswahlverfahren einbezogen (vgl. Abbildung 6). In weiteren 
sieben Studiengängen 1 2 ) führt die Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) im Wintersemester 1980/81 ein sog. 
besonderes Verteilungsverfahren durch: Jeder Bewerber, der 
einen dieser Studiengänge als Hauptstudienwunsch nennt, er- 
hält garantiert einen Studienplatz, allerdings nicht immer am 
Hochschulort seiner ersten Wahl. Hier kann also nicht von 
Zulassungsbeschränkungen im eigentlichen Sinne gespro- 
chen werden. Die ZVS hilft hier den Studienbewerbern indem 
sie ihnen Mehrfachbewerbungen erspart. 

Nach einer Übersicht der Westdeutschen Rektorenkonferenz 
hat sich auch der Umfang der örtlichen Zulassungsbeschrän- 
kungen im vergangenen Wintersemester 1979/80 gegenüber 
den beiden vorausgegangenen Wintersemestern insgesamt 
verringert: von knapp über 100 Studiengängen einschl. der 
Lehrämter im Wintersemester 1978/79 auf ca. 80 Studien- 
gänge im Wintersemester 1979/80 (ohne Fach- , Kunst- und 
Musikhochschulen). 

1 ) Agrarwissenschaft, Architektur, Biologie, Forstwissenschaft, Hauhalts- und 
Ernährungswissenschaft, Lebensmittelchemie, Pharmazie, Psychologie, Me- 
dizin, Zahnmedizin und Tiermedizin 

2 ) Betriebswirtschaft, Elektrotechnik, Maschinenbau, Pädagogik, Rechtswis- 
senschaft, Vermessungswesen, Wirtschaftspädagogik. 
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Nach Angaben der Westdeutschen Rektorenkonferenz beste- 
hen örtliche Zulassungsbeschränkungen im Wintersemester 
1980/81 z. B. in den Diplomstudiengängen Physik nur an eins 
von 45, Mathematik an eins von 47, in Chemie an drei von 43 
und in Informatik an vier von 17 Hochschulen. 

Abbildung 6 

Entwicklung der in das zentrale 
Auswahlverfahren der ZVS einbezogenen 
„Numerus-clausus-Studiengänge“ 


Einbezogene Studiengänge 



Quelle: BMBW 
Grafik: BMBW 


9. Wie hat sich innerhalb des Bildungsbudgets der Anteil der Hoch- 
schulen im Vergleich zu anderen Bildungsbereichen seit 1970 
entwickelt? 

Wo wird künftig das finanzielle Schwergewicht des Bildungsbud- 
gets liegen? 

Der Anteil der Hochschulausgaben an den Gesamtausgaben 
des Bildungsbudgets l ) ist von rd. 25 v. H. im Jahre 1970 auf rd. 
23 v. H. im Jahre 1979 gesunken. 

Innerhalb des Bildungsbudgets und innerhalb der Ausgaben 
für das Hochschulwesen werden sich im Laufe der nächsten 
Jahre keine wesentlichen Verschiebungen ergeben. 

Die Hochschulausgaben betrugen 1970 6,8 Mrd. DM, 1979 wa- 
ren es rd. 15,9 Mrd. DM, bei Gesamtaufwendungen von rd. 69,2 
Mrd. DM. Der leichte prozentuale Rückgang beruht darauf, 
daß sich die Sachinvestitionen im Hochschulbereich nach ei- 


*) Alle Ausgaben der Gebietskörperschaften für Bildung 


17 


Drucksache 8/4459 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


nem Höchststand 1974 in den Jahren 1975 bis 1979 um rd. 
25 v. H. vermindert haben. Noch spürbarer war mit rd. 40 v. H. 
der Rückgang der Bauinvestitionen im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau. In den genannten Ausgaben für 
den Hochschulbereich im Jahre 1979 sind Ausgaben für Hoch- 
schulkliniken in Höhe von 6,2 Mrd. DM (1970: 1,9 Mrd. DM) 
und für die gemeinsame Forschungsjförderung in Höhe von 3,3 
Mrd. DM (1970: 677 Mio DM) enthalten. 

Die vorgesehene Fortschreibung des Bildungsgesamtplans 
wird auch das Bildungsbudget umfassen. Die Beratungen zwi- 
schen Bildungs- und Finanzministern hierüber sind noch nicht 
abgeschlossen. Bei der Fortschreibung des Bildungsbudgets 
wird zu berücksichtigen sein, daß die geburtenstarken Jahr- 
gänge auf den Hochschulbereich noch zukommen. Der hier- 
durch bedingte Anstieg der Zahl der Studienanfänger und Stu- 
denten in den kommenden Jahren dürfte zu einem leichten 
Anstieg des Anteils der Hochschulausgaben an den Ausgaben 
des Bildungsbudgets führen. 

10. Die Leistungsfähigkeit der Hochschulen in Studium, Forschung 
und Lehre hängt wesentlich von den Bedingungen ab, unter de- 
nen die Studenten, die Hochschullehrer und der wissenschaftli- 
che Nachwuchs in den Hochschulen arbeiten können. 

a) Wie hat sich der Bestand des wissenschaftlichen Personals 
seit 1970 entwickelt? 

In welchem Umfang ist Personal aus Drittmitteln finanziert 
worden? 

b) Ist die Relation Hochschullehrer/Studenten seit 1970 verbes- 
sert worden, und wie ist die heutige Situation zu bewer- 
ten? 

c) Wie sind die Arbeitsbedingungen für die Hochschullehrer zu 
bewerten? 

v d) Wie hat sich die staatliche Förderung der Hochschulfor- 

schung seit 1970 entwickelt? 

Welche Schwerpunkte sind gesetzt worden? 

Mit der Ausweitung der Hochschulen ist ihre Ausstattung mit Per- 
sonal, Gebäuden und Geräten erheblich verbessert und auch im 
internationalen Vergleich auf einen guten Stand gebracht wor- 
den. 

Gemessen an Personal-Studenten-Relationen und ähnlichen 
Kennziffern gegenüber den 60er Jahren haben sich die Arbeits- 
bedingungen verbessert. Seit 1975 sind allerdings die Belastun- 
gen durch die weiter steigenden Studentenzahlen zu spüren. 

Zu Frage 10 a) 

1. Die Ausweitung des Forschungs- und Lehrpotentials der 
Hochschulen wurde bereits in den 60er Jahren durch erhebli- 
che Stellenvermehrungen eingeleitet. Innerhalb von zwei 
Jahrzehnten wurde die Zahl der Stellen für wissenschaftliches 
Personal mehr als vervierfacht. Seit 1975 ist die Stellenver- 
mehrung erheblich langsamer geworden (vgl. Übersicht 6). 

Eine vollständige Personalstatistik liegt nicht vor, so daß auf 
die Stellenstatistik zurückgegriffen werden muß. Allerdings 
werden aus einer Stelle oft mehrere, vor allem junge, teilzeit- 
beschäftigte Mitarbeiter besoldet. Außerdem wird Personal 
aus Sachtiteln bzw. Drittmitteln finanziert. 
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Übersicht 6 


Entwicklung der Stellen für wissenschaftliches Personal an den 
wissenschaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen von 

1960 bis 1980 


Jahr 

Wissenschaftliche und 
Kunsthochschulen x ) 

Fachhochschulen 2 ) 

Stellen 

Veränderungen 

gegenüber 

Stellen 

Veränderungen 

gegenüber 

1960 

1970 

1960 

1970 

in v. H. 

inv. H. 

(1960 
= 100) 

(1970 
= 100) 

(1960 
= 100) 

(1970 
= 100) 

1960 

17000 

100 

35 

2200 

100 

40 

1965 

33000 

194 

67 

3600 

164 

65 

1970 

48900 

288 

100 

5500 

253 

100 

1975 

68900 

405 

141 

9000 

419 

166 

1980 

71100 

418 

145 

9000 

417 

165 


*) Universitäten, Pädagogische Hochschulen, Kunsthochschulen, Gesamthoch- 
schulen 

2 ) einschließlich Vorgängereinrichtungen 

Quelle : Wissenschaftsrat, Empfehlungen zum 10. Rahmenplan für den Hoch- 
schulbau 1981 bis 1984 


2. Eine Differenzierung nach Personalkategorien zeigt, daß in 
den 60er Jahren die Zahl der Assistenten und wissenschaftli- 
chen Mitarbeiter überproportional erhöht (etwa verdreifacht) 
worden ist, während die Zahl der Professoren und Dozenten 
etwas langsamer stieg (vgl. Übersicht 7). In den 70er Jahren 
kehrten sich diese Steigerungsraten um. Dementsprechend 
veränderte sich auch die Relation zwischen den Stellen für As- 
sistenten und wissenschaftliche Mitarbeiter und den Professo- 
ren- und Dozentenstellen. 


Übersicht 7 

Entwicklung der Zahl der Stellen für Professoren/Dozenten und 
Assistenten/wissenschaftliche Mitarbeiter an wissenschaftlichen 
und Kunsthochschulen einschließlich der Hochschulkliniken von 

1960 bis 1980 


Jahr 

Zahl der Stellen 1 ) für 

Relation Stellen 
für Assistenten/wissen- 
schaftliche Mitarbeiter 
je Professoren-/ 
Dozentenstelle 

Professoren/ 

Dozenten 

Assistenten/ 

wissenschaftliche 

Mitarbeiter 

1960 

5200 

11700 

2,25 

1965 

8800 

24100 

2,73 

1970 

13400 

34 800 

2,59 

1975 

22700 

45700 

2,01 

1980 

24400 

46300 

1,89 


gerundet 

Quelle: Wissenschaftsrat, Empfehlungen zum 10. Rahmenplan für den Hoch- 
schulbau 1981 bis 1984 und eigene Berechnungen 
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3. In der amtlichen Statistik für das Jahr 1978 werden 7 771 
Wissenschaftler ausgewiesen, die aus Sachtiteln und Mitteln 
Dritter finanziert werden. Aus einer Reihe von Gründen ist 
anzunehmen, daß diese Statistik nicht alle wissenschaftlichen 
Mitarbeiter aus Drittmitteln erfaßt. Allein die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft finanzierte im Jahre 1978 6 350 Wissen- 
schaftler, die mit wenigen Ausnahmen in den Hochschulen tä- 
tig gewesen sind. Der Wissenschaftsrat geht von derzeit 
15 000 aus Drittmitteln finanzierten Wissenschaftlern aus. 
Dieses Personal bildet neben dem aus Haushaltsplanstellen fi- 
nanzierten wissenschaftlichen Personal ein erhebliches For- 
schungspotential an den Hochschulen. 

Zu Frage 10 b) 

1. Trotz der erheblichen Steigerungen der Studentenzahlen 
haben die Stellenvermehrungen seit Anfang der 60er Jahre zu 
einer wesentlichen Verbesserung der Relation von Studenten 
zu Professoren und Dozenten geführt (vgl. Übersicht 8). Sie hat 
sich um rd. 76 v. H. verbessert. 

Übersicht 8 


Relation der Studenten zu den Hochschullehrern 
(einschließlich Fachhochschulen) 



I960 

1965 

1970 

1972 

1976 

1979 

Studenten 

— in Tausend — 

291,1 

384,4 

510,5 

661,5 

877,3 

983,6 

Stellen für 

Professoren, Dozenten 
— in Tausend — 

5,5 

9,4 

14,9 

24,8 

30,8 

32,9 

Verhältnis Studenten 
zu Stellen für 

Professoren und 

Dozenten 

52,9 

40,9 

34,3 

26,7 

28,5 

29,9 


Quellen: BMBW, Grund- und Strukturdaten; Wissenschaftsrat, Empfehlungen 
zum 10. Rahmenplan für den Hochschulbau 1981 bis 1984 


Die Verbesserung der Personalrelation ist allerdings nach 
1972 zunächst zu einem Stillstand gekommen. Seit etwa 1975 
wird sie durch die Steigerung der Studentenzahlen wieder 
schlechter. Dies gilt vor allem, wenn man die Stellen für das 
wissenschaftliche Personal insgesamt in die Betrachtung ein- 
bezieht (vgl. Übersicht 9). 

Bei der Bewertung der sich in den Studenten-Personal-Rela- 
tionen ausdrückenden Personalausstattung der Hochschulen 
ist zu berücksichtigen, daß für die Zeit besonders hoher Stu- 
dentenzahlen die Sicherung der Zulassungschancen der Stu- 
dienberechtigten von besonderem Gewicht ist. In dieser Zeit 
muß im Interesse der Bildungschancen der geburtenstarken 
Jahrgänge eine begrenzte Erhöhung der Studenten-Personal- 
Relationen hingenommen werden. Eine zu große Verschlech- 
terung muß durch zeitlich befristete Maßnahmen ausgegli- 
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chen werden, wie sie das Überlastprogramm der Länder vor- 
sieht. Die hierfür geltenden Maßstäbe dürfen wegen ihrer Be- 
lastungen für Hochschullehrer, Mitarbeiter und Studenten 
aber nicht zur Grundlage langfristiger Planungen gemacht 
werden. 

Übersicht 9 


Studenten je Stelle für wissenschaftliches Personal 
(einschließlich Fachhochschulen) 



I960 

1965 

1970 

1972 

1976 

1979 

Studenten 

— in Tausend — .... 

291,1 

384,4 

510,5 

661,5 

877,3 

983,6 

Stellen für 

wissenschaftliches 

Personal 

— in Tausend — .... 

19,1 

36,6 

54,3 

70,4 

78,0 

79,1 

Studenten/ 

Personalrelation .... 

15,2 

10,5 

9,4 

9,4 

11,2 

12,4 


Quellen: BMBW, Grund- und Strukturdaten; Wissenschaftsrat, Empfehlungen 
zum 10. Rahmenplan für den Hochschulbau 1981 bis 1984 


Zu Frage 10 c) 

Erkenntnisse über die Arbeitsbedingungen der Hochschulleh- 
rer lassen sich aus den dargestellten Daten über den personel- 
len und materiellen Ausbau der Hochschulen, der Entwick- 
lung der Studentenzahlen, aus rechtlichen Regelungen für die 
Arbeit der Hochschullehrer und aus deren Befragung gewin- 
nen (vgl. Antwort auf die Kleine Anfrage zum Zeitbudget der 
Hochschullehrer [BT-Drucksache 8/2886]). Daraus ergibt sich, 
daß der Ausbau und Neubau der Hochschulen, die Verbesse- 
rung ihrer Ausstattung, insbesondere durch moderne Großge- 
räte für Forschung und Ausbildung, sowie die Erhöhung der 
Mittel für Forschungsprojekte die Arbeitsbedingungen der 
Hochschullehrer positiv beeinflußt haben. Die Personalaus- 
stattung zeigt ein weniger günstiges Bild; sie hielt trotz der er- 
heblichen Stellenvermehrung in den letzten Jahren mit dem 
Anstieg der Studentenzahlen nicht ganz Schritt (vgl. Antwort 
zu Frage 10 b)). 

Wichtiges Element der Arbeitsbedingungen ist die Aufteilung 
der Arbeitszeit. Nach einer Befragung von Hochschullehrern 
durch die Infratest-Sozialforschung GmbH im Winterseme- 
ster 76/77 verteilt sie sich bei Lehrenden an wissenschaftli- 
chen Hochschulen nach eigener Einschätzung wie folgt: 

Lehre einschließlich Studienberatung, Abnahme von 
Prüfungen und Sprechstunden 55 v. H. 

Forschung einschließlich Fortbildung, 

Vortragstätigkeit und Reisen 31 v. H. 

Verwaltung einschließlich Mitwirkung in Gremien 13 v. H. 
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Nach ihren subjektiven Wahrnehmungen haben die Befragten 
nach Infratest den Eindruck, daß der Anteil der Verwaltungs- 
und Lehrtätigkeit gegenüber den übrigen Aufgaben seit 1974 
angestiegen sei, die Zeit für Forschung habe sich verringert. 
Dieser Eindruck wird durch die Daten nicht bestätigt. 

Von allen Forschenden an wissenschaftlichen Hochschulen 
werten nach Infratest 1 1 v. H. ihre Forschungsmöglichkeiten 
an der Hochschule als sehr gut, 44 v. H. als gut, 28 v. H. als we- 
niger gut und 15 v. H. als schlecht. Dieser überwiegend positi- 
ven Einschätzung der Betroffenen entspricht folgende Fest- 
stellung des Wissenschaftsrates: „Im internationalen Ver- 
gleich ist schließlich festzustellen, daß der Wissenschaftler, 
der an den Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland 
forscht, vergleichsweise günstige Arbeitsbedingungen vorfin- 
det, wie sie in dieser Großzügigkeit zu anderen Zeiten und in 
anderen Ländern keineswegs immer gegeben waren und 
sind." 1 ) 

Die Forschungsmöglichkeiten an Fachhochschulen werden 
von den dort Lehrenden weniger günstig bewertet. Zum Teil 
ist dies aus der mehr praxisorientierten Aufgabenstellung der 
Fachhochschulen erklärbar. Die Bundesregierung wird sich in 
Zusammenarbeit mit den anderen verantwortlichen Ministe- 
rien der Länder und Organisationen, insbesondere der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft darum bemühen, daß die an 
den Fachhochschulen gegebenen Möglichkeiten besonders 
der anwendungsbezogenen Forschung besser genutzt und ge- 
fördert werden. 

Nach einer bisher nur teilweise veröffentlichten Umfrage, die 
das Institut für Demoskopie Allensbach 1976/77 durchgeführt 
hat, wird von einem Großteil der Hochschullehrer vor allem 
der Mangel an Zeit für die Forschung beklagt. 

Entgegen dem vielfach zu hörenden Vorwurf, staatliche Ein- 
griffe und Reglementierungen seien zu weitreichend, nennen 
laut Allensbach-Umfrage aber 79 v. H. aller Hochschullehrer 
die „weitgehende Freiheit in der Einteilung der Arbeitszeit" 
als den wichtigsten Unterschied zu ähnlichen Berufen. Trotz 
mancher Kritik an der Neugestaltung des Hochschulrechts 
zeichnet sich die Arbeitssituation der Hochschullehrer durch 
ein hohes Maß an persönlicher Gestaltungs- und Entfaltungs- 
freiheit aus, wie sie in der modernen arbeitsteiligen Industrie- 
gesellschaft nur noch in wenigen Berufen zu finden ist. 

Vielfach wird über die zeitlichen Belastungen durch die 
Selbstverwaltung geklagt. Bei denjenigen, die aktiv in ihr mit- 
wirken, sind diese Klagen ernst zu nehmen. Das Repräsenta- 
tionsprinzip der Gremien führt aber auch zur Entlastung einer 
großen Zahl von Hochschullehrern. Die Gremienarbeit selbst 
kann nach Ansicht der Mehrheit des wissenschaftlichen Per- 
sonals durch effektivere Willensbildungs- und Entscheidungs- 
prozesse verringert werden. Das entspricht dem Hochschul- 
rahmengesetz. 

9 Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Forschung und zum Mittelein- 
satz in den Hochschulen vom 6. Juli 1979, Köln, 1979, S. 17 
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Zu Frage 10 d) 

1. Die staatliche Förderung der Hochschulforschung ein- 
schließlich der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses ist im letzten Jahrzehnt mit erheblichen Wachstumsraten 
fortgeführt worden. Darüber hinaus haben die Hochschulen 
durch ihren Ausbau weitere Forschungsmöglichkeiten erhal- 
ten. 

Die staatlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung an 
den Hochschulen (ohne Hochschulbau) stiegen von rd. 2,6- 
Mrd. DM im Jahr 1970 auf rd. 4,9 Mrd. DM im Jahr 1978, d. h. 
um rd. 88 v. H. Die Zuwachsraten flachen allerdings in den 
letzten Jahren ab (vgl. Übersicht 10). 


Übersicht 10 

Entwicklung der Ausgaben für Forschung und Entwicklung an 
den Hochschulen und ihre Finanzierung von 1970 bis 1978 


Jahr 

Ausgaben 
insgesamt 
in Mrd. DM 

finanziert durch 

Staatliche 
Förderung in 
Meßzahlen 
(1970 = 100} 

Staat 

Wirtschaft 

in Mrd. DM 

1970 

2,70 

2,65 

0,05 

100 

1972 

3,92 

3,86 

0,06 

145,7 

1974 

4,43 

4,36 

0,07 

164,5 

1976 

4,80 

4,71 

0,09 

177,7 

1978 

5,00 

4,90 

0,10 

184,9 


Quelle : BMFT; Bundesbericht Forschung VI, BT-Drucksache 8/3024 


Eine besondere Ausweitung hat die Forschungsförderung an 
den Hochschulen durch die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft, eine von Bund und Ländern gemeinsam geförderte Ein- 
richtung, mit einer Erhöhung seit 1970 um 128 v. H. auf rd. 928 
Mio DM in 1979 erfahren. Zunehmend kommen auch die 
Fachprogramme des Bundes den Hochschulen zugute. 1979 
flössen ihnen allein rd. 280 Mio DM im Rahmen der Projekt- 
förderung des Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie zu. 

2. Die staatliche Förderung der Hochschulforschung ist in 
wichtigen Teilbereichen durch den Abschluß von Bund-Län- 
der-Vereinbarungen auf eine neue Rechts- und Finanzie- 
rungsgrundlage gestellt worden. Dies sind u. a.: 

— Rahmenvereinbarung über die gemeinsame Förderung der 
Forschung nach Artikel 91b GG (1975) 

— Ausführungsvereinbarung über die gemeinsame Förde- 
rung der DFG und der Sonderforschungsbereiche (1976); 
der Bundesanteil beträgt bei der allgemeinen Finanzie- 
rung der DFG 50 v. H., bei den Sonderforschungsbereichen 
75 v. H. 

— Programm zur Förderung des hochqualifizierten wissen- 
schaftlichen Nachwuchses (Heisenberg Programm) (1977). 

3. Im Rahmen dieser Entwicklung ist die Bildung von Schwer- 
punkten der Hochschulforschung verstärkt worden. Dies gilt 
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besonders für das vom Wissenschaftsrat empfohlene, von der 
DFG ausgeführte und von Bund und Ländern gemeinsam fi- 
nanzierte Programm der Sonderforschungsbereiche. 


Übersicht 11 

Geförderte Sonderforschungsbereiche von 1970 bis 1979 

Anzahl der geförderten Sonderforschungsbereiche 


Wissenschafts- 

bereich 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Geisteswissen- 
schaften 

13 

17 

21 

20 

19 

19 

18 

18 

16 

19 

Biowissen- 
schaften 

20 

27 

38 

43 

45 

45 

45 

43 

41 

45 

Naturwissen- 
schaften 

13 

17 

19 

20 

25 

23 

22 

21 

24 

24 

Ingenieur- 











wissenschaften 

14 

16 

18 

23 

27 

29 

29 

24 

24 

26 

Insgesamt . . . 

60 

77 

96 

106 

116 

116 

114 

106 

105 

114 


63 

Bund-Länder-Mittel in Millionen DM 

90 130 184 186 189 202 210 223 

235 


Quelle: Tätigkeitsberichte und Wirtschaftspläne der DFG 


Mit dieser konzentrierten Förderung (1970 bis 1979: 1 712 Mio 
DM) ist auf vielen Gebieten ein hoher Leistungsstand der 
Hochschulforschung ermöglicht worden. Dies gilt z. B. für die 
Herz- und Kreislaufforschung, für die Molekularbiologie, für 
die Mathematik, für die Fertigungstechnik und für die Mee- 
resforschung, aber auch für geistes- und sozialwissenschaftli- 
che Forschungen z. B. über den Vorderen Orient sowie in der 
Linguistik und Sprachforschung. Zunehmend werden auch an 
den neuen Hochschulen Sonderforschungsbereiche gebildet. 
(Von den 14 in den Jahren 1979 und 1980 neu bewilligten wa- 
ren es sechs.) Die Bundesregierung unterstützt die Empfeh- 
lung des Wissenschaftsrates, daß die Hochschulen auch mit 
eigenen Mitteln Forschungsschwerpunkte setzen. 


1 1. a) Wie werden sich aus heutiger Sicht die Zahlen der Hochschul- 
berechtigungen, der Studienanfänger und der deutschen und 
ausländischen Studenten bis 1990 voraussichtlich entwik- 
keln? 

Nach Modellrechnungen der BLK wird die Zahl der Hochschulbe- 
rechtigten 1990 zwischen 228 000 und 243 000 liegen, die Zahl 
der Studienanfänger zwischen 187 000 und 223 000, die Zahl der 
Studenten zwischen 1 und 1,17 Mio. 

Die Gesamtnachfrage eines Altersjahrganges nach Studien- 
plätzen ist vor allem abhängig von der Entwicklung der Zahl 
der Absolventen des Sekundarbereichs II, die eine Hochschul- 
zugangsberechtigung erwerben, und der Übergangsquote in 
den Hochschulbereich. 
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Nach Abwägung der erkennbaren Einflußfaktoren wird z. Z. 
davon ausgegangen, daß die Zahl der Studienanfänger zwi- 
schen 1983 und 1986 ihren Höhepunkt erreichen wird. Erst 
nach 1990 werden die Studienanfängerzahlen auf den Stand 
von 1978 zurückgehen. 

Bis Ende der 80er Jahre muß mit mindestens 1 Million Studen- 
ten gerechnet werden, selbst wenn sich die Verweilzeiten et- 
was verringern sollten. 

Etwa 1987 bis 1989 wird die Zahl der Studenten ihren Höhe- 
punkt erreichen. Eine Modellberechnung der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
zur Entwicklung der Studienberechtigten, Studienanfänger 
und Studenten, die den jetzigen Stand der Diskussion im Rah- 
men der Fortschreibung des Bildungsgesamtplans widergibt, 
bietet Übersicht 12. 

Übersicht 12 


Studienberechtigte, Studienanfänger und Studenten 
1980 bis 1990 1 ) 

(in Tausend) 



Schulabsolventen 
mit Hoch- und 
Fachhochschulreife 

Studienanfänger 

Studenten 

1980 

1985 

1990 

262 

274-293 

228-243 

201 

217-245 

187-223 

963 2 ) 

1099-1164 

1018-1169 


*) In diese vorläufige Prognose der BLK gehen folgende Annahmen ein: 

Übergangsquote: 1980 75 v. H.; 1985 75 bis80v.H.; 1990 75 bis85v.H. 

Verweildauer (in Jahren): 

Hochschulen 1975 6,6; 1980 6,0; 1985 5,75; 1990 5,5. 

Fachhochschulen 1975 3,8; 1980 4,0; 1985 3,75; 1990 3,75 
2 ) geschätzt, tatsächlich bereits höher 

Quelle: BLK: Entwurf zur Fortschreibung des Bildungsgesamtplans (Bildungs- 
gesamtplan II), Entwurf Stand Mai 1980 


1 1. b) Gibt es Anzeichen dafür, daß der gegenwärtig zu beobach- 
tende Studienverzicht in Zukunft weiter anhalten wird, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwicklung? 

Wird ein etwaiger weiterer Studienverzicht eventuell ausge- 
glichen durch Maßnahmen, die neue, insbesondere berufser- 
fahrene Bewerber zu den Hochschulen führen? 

Es gibt Anzeichen dafür, daß auch weiterhin ein größerer Anteil 
der Studienberechtigten als früher nicht studiert, sondern andere 
Ausbildungsgänge wählt. Die Bundesregierung beurteilt dies po- 
sitiv; die Entwicklung entspricht ihren schon im Bildungsbericht 
70 niedergelegten Zielvorstellungen. 

Die Bundesregierung unterstützt den schon im Hochschulrah- 
mengesetz angelegten Gedanken, für ein Hochschulstudium be- 
fähigten, berufserfahrenen Bewerbern auch ohne Studienberech- 
tigung herkömmlicher Art ein Studium zu ermöglichen. In abseh- 
barer Zeit wird dies aber nach Ansicht der Bundesregierung 
keine spürbare quantitative Auswirkung haben. 
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In den letzten Jahren nahmen knapp 19 v. H. eines Altersjahr- 
ganges ein Studium auf gegenüber 8 v. H. im Jahre 1960. Wäh- 
rend dies früher einer Quote von über 90 v. H. aller Studienbe- 
rechtigten entsprach, ist gegenwärtig der Anteil der Studien- 
berechtigen, die tatsächlich studieren, auf rd. 75 v. H. gesun- 
ken. Die genaue Berechnung der Ubergangsquote bereitet in- 
soweit Schwierigkeiten, als zwischen dem Erwerb der Stu- 
dienberechtigung und dem Studienbeginn mehrere Jahre lie- 
gen können. Das Abitur ist heute nicht mehr nur Tor zur 
Hochschule, sondern wird von den Abiturienten auch als Weg 
in andere berufliche Bildungsgänge verstanden. Die Bundes- 
regierung sieht in dieser Entwicklung einen Erfolg der Bemü- 
hungen, allgemeine und berufliche Bildung einander anzunä- 
hern und die gymnasiale Oberstufe von ihrer alleinigen Fixie- 
rung auf das Studium zu befreien. Auch aus diesem Grunde 
setzt sich die Bundesregierung bei der Fortschreibung des Bil- 
dungsgesamtplans für eine Ausweitung sogenannter doppelt- 
qualifizierender Bildungsgänge ein. 

Ob die Studienneigung weiterhin rückläufig bleiben wird, 
hängt von so vielen Einflußfaktoren ab, daß eine verläßliche 
Prognose nicht möchlich ist. Es gibt jedoch einige Anzeichen 
dafür, daß sich die Ubergangsquote zwischen 70 und 80 v. H. 
stabilisiert Die Planungen von Bund und Ländern gehen da- 
her z. Z. von dieser Annahme aus. 

Die Qualifikation für ein Hochschulstudium wird in der Regel 
durch eine auf das Studium vorbereitende Schulbildung er- 
worben und durch ein Reifezeugnis nachgewiesen. Es ist aber 
auch denkbar, daß sie während einer Berufsausübung, insbe- 
sondere auch durch Weiterbildungskurse erworben werden 
kann. Bewerbern, die eine entsprechende Qualifikation nach- 
weisen, sollte ein Hochschulstudium ermöglicht werden. Da- 
bei geht es nicht darum, den Zugang zur Hochschule durch 
eine Senkung der Qualifikationsanforderungen zu erleichtern 
oder auf fachspezifische Vorkenntnisse zu verzichten, sondern 
darum, eine gleichwertige, aber außerhalb der Schule erwor- 
bene Qualifikation auch als gleichwertig anzuerkennen. Die 
im Landesrecht bereits vorhandenen Ansätze (z. B. Prüfung für 
die Zulassung zum Studium ohne Reifezeugnis, Einstufungs- 
prüfung ohne Reifezeugnis) sollten fortentwickelt und ausge- 
baut werden, besondere Lehrangebote sollten den Übergang 
in die Hochschule unterstützen. Auch sollte die Möglichkeit 
erprobt werden, über Weiterbildungskurse der Hochschulen 
eine Studienberechtigung zu erwerben. 

Derartige Maßnahmen würden wegen ihres modellhaften 
Charakters vorerst nur beschränkte quantitative Bedeutung 
haben. Die Erfahrungen in den angelsächsischen Ländern zei- 
gen jedoch, daß hier langfristig Chancen liegen; die Hochschu- 
len können von der Berufserfahrung dieser Studenten profi- 
tieren. Zugleich werden hierdurch Fehlentscheidungen im 
Bildungsweg des einzelnen korrigierbar gemacht, die Chan- 
cengleichheit würde erhöht und den Überlegungen zu einer 
besonderen Förderung wissenschaftlicher Begabungen auf al- 
len Stufen Rechnung getragen. 
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11. c) Welche Maßnahmen zur Erweiterung und Erhaltung der Ka- 
pazitäten der Hochschulen sind nach der Rahmenplanung von 
Bund und Ländern für den Hochschulbau vorgesehen? 

Der 10. Rahmenplan für den Hochschulbau, der von Bund und 
Ländern am 23. Juni 1980 beschlossen wurde, sieht als Ausbau- 
ziel weiterhin 850 000 Studienplätze, bei derzeit rd. 717 000 Stu- 
dienplätzen, vor. Dieses Ziel ist durch konkrete Planungen weit- 
gehend ausgefüllt. 

Bund und Länder hatten bereits im 6. Rahmenplan für den 
Hochschulbau (1976) beschlossen, unter Berücksichtigung der 
langfristig zu erwartenden Studentenzahlen eine Gesamtka- 
pazität von 850 000 flächenbezogenen Studienplätzen zu 
schaffen. Die hierauf gerichteten Planungen müssen im Laufe 
der nächsten Rahmenpläne durchgeführt werden. 

Die zum 10. Rahmenplan für den Hochschulbau von den Län- 
dern angemeldeten Bauvorhaben füllen den durch das Aus- 
bauziel gesteckten Rahmen weitgehend aus. Zu den 1979 vor- 
handenen rd. 717 000 Studienplätzen sollen nach den Anmel- 
dungen der Länder bis 1984 rd. 75 000 neue Studienplätze hin- 
zukommen. Der Bestand würde damit auf rd. 792 000 ansteigen 
(vgl. Abbildung 7). Nach Fertigstellung aller Vorhaben des 10. 
Rahmenplans werden rd. 820 000 Studienplätze zur Verfügung 
stehen. 


Abbildung 7 


Entwicklung der Studienplatzzahlen 
nach Ländern 



1) Ohne Flächen für Medizin und Zentrale Einrichtungen. Durch die Überprüfung des Flächenbestands können sich 
Veränderungen ergeben. 

2) Bei den Universitäten und Gesamthochschulen wurden die Studienplätze mit dem Mittelwert der Flächenrichlwerte berechnet 
(4.25/16,5). 

3) Einschließlich nichtstaatliche Hochschulen. 

Quelle: Planungsausschuß für den Hochschulbau: ..10. Rahmenplan für den Hochschulbau 1981-84" 

Grafik: BMBW 
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In dem jetzt geplanten Ausbauvolumen lassen sich inhaltlich 

folgende Schwerpunkte feststellen: 

— Erfüllung der Ausbauplanung 

— Herstellung der vollen Funktionsfähigkeit der neuen 
Hochschulen, 

— Verbesserung der räumlichen und apparativen Arbeitsbe- 
dingungen der medizinischen Forschungs- und Ausbil- 
dungsstätten in Lehre, Forschung und Krankenversor- 
gung, 

— Einbeziehung außeruniversitärer Krankenhäuser für das 
Praktische Jahr und für die Intensivierung der patienten- 
nahen Ausbildung in den vorangehenden Ausbildungsab- 
schnitten, 

— Ausbau der Einrichtungen der Hochschulinfrastruktur wie 
z. B. Mensen, Bibliotheken etc., 

— Sicherung der Qualität der Forschung durch Beschaffung 
und Ersatzbeschaffung von Großgeräten. 

Maßnahmen der Kapazitätserhaltung werden dabei eine ähn- 
liche Bedeutung haben wie kapazitätserweiternde Maßnah- 
men. 


1 1. d) Welcher Personalbedarf wird für die steigende Belastung der 
Hochschulen berechnet? 


Die unter einem Vorbehalt der Finanzministerkonferenz ste- 
henden vorläufigen Planungen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung rechnen für 1985 mit 
einem Bedarf von 91 000 Stellen für wissenschaftliches Personal 
bei z. Z. rd. 80 000 Stellen. 

Der Bedarf an wissenschaftlichem Personal für Forschung und 
Lehre ist vor allem abhängig von der voraussichtlichen Zahl 
an Studienanfängern (vgl. auch Ausführungen zu Frage 11a)) 
und von den Personalrichtwerten, die der künftigen Personal- 
planung zugrundegelegt werden. Im Rahmen der — noch 
nicht abgeschlossenen — Fortschreibung des Bildungsge- 
samtplans wird z. Z. der für notwendig erachtete Personalbe- 
darf bis 1990 ermittelt. 

Für den Zeitraum stärkster Belastung der Hochschulen durch 
die wachsende Zahl an Studienanfängern und Studenten wei- 
sen die vorläufigen Berechnungen der BLK, die unter dem 
Vorbehalt der endgültigen Abstimmung mit den Finanzmini- 
stern stehen, für Lehre und Forschung im Jahre 1980 einen Be- 
darf von rd- 83 000, im Jahre 1985 einen Bedarf von rd. 91 000 
Stellen, im Jahre 1990 von rd. 90 000 Stellen aus. 

Hierin sind für 1980 rd. 4 500 und für 1985 rd. 5 500 Stellen ent- 
halten, die im Rahmen von Zusatzlastmaßnahmen zur Bewälti- 
gung des Spitzenbedarfs der Hochschulen zeitlich begrenzt 
zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Der Bestimmung dieses Personalbedarfs liegen die Höchst- 
lastkriterien entsprechend den Cumcular-Normwerten der 
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Kapazitätsverordnung zugrunde. Diese gewährleisten eine 
„erschöpfende" Nutzung der personalabhängigen Ausbil- 
dungskapazitäten im Sinne der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts zum Numerus clausus bei noch vertretba- 
ren Studienbedingungen. Sie sehen gegenüber den Richtwer- 
ten, die der Wissenschaftsrat für eine hinreichende Erfüllung 
der Aufgaben in Lehre und Forschung für notwendig erachtet, 
einen niedrigeren Betreuungsaufwand und damit eine höhere 
Belastung der Hochschullehrer für Lehraufgaben vor. Die Bei- 
behaltung der Höchstlastkriterien auf Dauer ist nicht vertret- 
bar. Sie würde insbesondere die beruflichen Chancen des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses und die Forschung ernsthaft 
gefährden und die angestrebte Verbesserung der Studienbe- 
dingungen unmöglich machen. Im Entwurf der Fortschreibung 
des Bildungsgesamtplans wird deshalb ab 1990 von den Richt- 
werten des Wissenschaftsrats ausgegangen, da zu diesem 
Zeitpunkt die demographisch bedingte Entlastung der Hoch- 
schulen durch den Rückgang der Zahl der Studienanfänger be- 
ginnen wird. 


12. Ist zu befürchten, daß sich die hohen Studenten zahlen auf relativ 
wenige Hochschulen konzentrieren werden? Welche Instru- 
mente sieht die Bundesregierung, um einer übermäßigen Kon- 
zentration entgegenzuwirken, und wie beurteilt sie diese? 


Rund 20 v. H. der Studenten studierten Ende 1978 an den fünf 
größten Hochschulen. 1 ) Eine Änderung dieses Verhaltens ist 
z. Z. nicht abzusehen. Sie sollte nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nicht durch dirigistische Mittel mit weiterer Bürokratisierung 
erzwungen, sondern durch Maßnahmen bewirkt werden, die das 
Verhalten der Studenten bei der Wahl des Studienortes beeinflus- 
sen. 

Viele der großen Hochschulen sind mit der Ausweitung der 
Studentenzahlen zu „Massenuniversitäten" geworden. Heute 
studieren bereits 21,9 v. H. aller Studenten an wissenschaftli- 
chen Hochschulen mit über 30 000 Studenten. 1975 waren es 
erst 9,7 v. H. Dabei hat sich die Konzentration auf die großen 
Hochschulen nicht verstärkt, das Hochschulsystem ist insge- 
samt proportional gewachsen. Für die großen Hochschulen 
bedeutet dies allerdings, daß sie damit erhebliche Probleme zu 
bewältigen haben. Sie werden durch ihre Größe schwer regier- 
bar, die Anforderungen an Verwaltung und Infrastruktur stei- 
gen überproportional, ebenso die Belastungen der Hochschul- 
standorte. 

Die Bundesregierung betrachtet diese Entwicklung nicht 
ohne Sorge. Einem weiteren Größenwachstum dieser Hoch- 
schulen sollte unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der 
langfristigen Funktionsfähigkeit und um Abbau der mit der 
„Massenuniversität" verbundenen Nachteile entgegengewirkt 
werden. 


l ) Universität München, FU Berlin, Universität Hamburg, Universität Mün- 
ster, Universität Bonn. 
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Für die unmittelbar bevorstehenden 80er Jahre beurteilt die 
Bundesregierung die Möglichkeit, den Drang zu den großen 
Hochschulen zu mindern, jedoch skeptisch. Maßnahmen, die 
in das Recht der Studienberechtigten auf freie Wahl der Hoch- 
schule eingreifen, sind nur zu rechtfertigen, wenn anders eine 
geordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschulen 
nicht möglich ist. Dirigismus und bürokratischer Perfektionis- 
mus müssen vermieden werden. Es kann auch nicht darum ge- 
hen, eine rein zahlenmäßig völlig gleiche Belastung aller 
Hochschulen sicherzustellen, sondern nur darum, allzu große 
Unterschiede auszugleichen. 

Die hierfür geeigneten Methoden können recht unterschied- 
lich sein: Sie reichen von der Studienberatung über die Ver- 
besserung der sozialen Infrastruktur und der Bildung beson- 
ders attraktiver Schwerpunkte im Studienangebot bis zum 
zentralen Verteilungssystem. Grundsätzlich ist dem freien 
Wettbewerb der Hochschulen der Vorzug zu geben. Er wird 
auch der Forschung zugute kommen. Die Hochschulen wer- 
den umso attraktiver sein, je stärker sie ein zeitnahes und an- 
ziehendes Studienangebot entwickeln, das ihren Absolventen 
gute Berufsaussichten eröffnet. Derartige Initiativen müssen 
in erster Linie von den Hochschulen selbst ausgehen. 


13. Welche inhaltlichen Fragen ergeben sich aus der erwarteten 
Entwicklung? Wie beurteilt die Bundesregierung unter Berück- 
sichtigung der absehbaren quantitativen Entwicklung insbeson- 
dere che Chancen der Studienreform, die Aussichten des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses sowie die künftige berufliche Situa- 
tion der Hochschulabsolventen überhaupt? 

Kann die Studienreform durch den angestrebten sogenannten 
Praxisbezug einen Beitrag zur Minderung der Berufseintritts- 
probleme von Hochschulabsolventen leisten? 


1. Die Hochschulen haben durch den wachsenden Bedarf der 
Gesellschaft an wissenschaftlich Ausgebildeten in nahezu al- 
len Berufen und die auch hierdurch ausgelöste große Steige- 
rung des Anteils junger Menschen, die eine Hochschulausbil- 
dung anstreben, einen auch strukturell neuen Auftrag bekom- 
men, auf den sie noch nicht hinreichend vorbereitet sind. Das 
gilt für die Lehre ebenso wie für die Forschung. Das Lehrange- 
bot muß berücksichtigen, daß die Hochschulen nicht für eini- 
ge, jedenfalls nach traditionellem Verständnis akademische 
Berufe, vorbereiten müssen, sondern für einen breiteren Be- 
reich beruflicher Tätigkeiten. In diesem Zusammenhang ge- 
winnt die Forderung nach Berufspraxisbezug besondere Be- 
deutung. Auch die Idee, daß sich die Hochschulen für ein Stu- 
dium geeigneter, berufserfahrener Menschen ohne herkömm- 
liche Hochschulzugangsberechtigung stärker öffnen, wird 
Raum gewinnen. 

Daneben müssen die Hochschulen in wachsendem Maße auch 
Aufgaben der wissenschaftlichen Weiterbildung übernehmen, 
da die systematische, vom konkreten Arbeitsplatz gelöste 
Fortbildung für die ständig steigenden und sich verändernden 
Ansprüche der Berufswelt und für die berufliche Mobilität 
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eine zunehmend größere Bedeutung gewinnt. Das Fernstu- 
dium wird gerade hierdurch in seiner Bedeutung wachsen. 

Die Aufgabe der Hochschulen geht aber über die Vermittlung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und die Einübung wissen- 
schaftlicher Methoden hinaus. Die Hochschulen können auf 
vielfältige Weise dazu beitragen, junge Menschen auch auf 
ihre Aufgaben als Bürger eines demokratischen Gemeinwe- 
sens jenseits ihrer beruflichen Tätigkeit vorzubereiten: durch 
die Methoden der Lehre, die Auswahl der Lehrgegenstände, 
durch die Form des gemeinsamen Arbeitens und die Organi- 
sation des Zusammenlebens. In diesem Zusammenhang wird 
es notwendig sein, die Voraussetzungen für ein hochschulpoli- 
tisches Engagement der Studenten, insbesondere auch durch 
die „Verfaßte Studentenschaft", zu verbessern. Hier ist auch 
die Notwendigkeit zu nennen, das Interesse der Studenten für 
andere Länder zu fördern. Die internationalen Beziehungen 
der Hochschulen müssen aber auch zugunsten von Lehre und 
Forschung verstärkt werden. 

Die Forschung muß deutlicher machen, in welchem Maße sie 
zur geistigen und kulturellen Entwicklung, zur Entwicklung 
unserer Wirtschaft und unseres Alltages beiträgt. Sie muß sich 
verstärkt der konkreten Aufgaben der Menschen annehmen 
müssen, ohne jeweils in einen relativ fruchtlosen Streit über 
den Unterschied zwischen Grundlagenforschung und ange- 
wandter Forschung einzutreten. Je mehr Probleme, Fragestel- 
lungen und Aufgaben die Wissenschaft von sich aus aufgreift, 
je offener sie mit diesem Ziel in den Dialog mit anderen geht, 
um so geringer ist die Gefahr, daß die Forschung durch ein 
Übermaß von außen kommender Aufträge und Programme be- 
stimmt wird. 

2. Die Studienreform ist von den Hochschulen in den letzten 
Jahren durch viele Einzelarbeiten gefördert worden. Diese Ar- 
beiten befruchten wesentlich die überregionale Studienre- 
form. Dennoch hat die inhaltliche uns systematische Reform 
des Studiums mit dem materiellen Ausbau der Hochschulen 
leider nicht Schritt gehalten. Diese Arbeiten müssen von den 
Ländern und Hochschulen erheblich beschleunigt werden, um 
den Ausbau fruchtbar zu machen, die Qualität der Lehre, aber 
auch der Forschung zu sichern und um dem heutigen Ausbil- 
dungsauftrag der Hochschulen gerecht zu werden. Aufgrund 
des Hochschulrahmengesetzes haben die Länder eine Stän- 
dige Kommission für die Studienreform mit bisher sieben 
Fachkommissionen eingerichtet. Diese überregionalen Kom- 
missionen eröffnen eine Chance, die notwendige Diskussion 
zu straffen und den über die Bundesrepublik verteilten Sach- 
verstand für alle nutzbar zu machen. 

Der Erfolg der überregionalen Studienreform wird nicht zu- 
letzt davon abhängen, inwieweit es gelingt, die Lehramtsstu- 
diengänge einzubeziehen. Die Bundesregierung setzt sich 
hierfür auch im Hinblick auf die Beschäftigung der Lehramts- 
absolventen ein. Die Studienreform bliebe Stückwerk, wenn 
sie nur die Ausbildung der Diplomstudenten einbezieht, ob- 
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wohl in manchen Fächern die große Mehrzahl der Studenten 
das Lehramt anstrebt. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin im Rahmen ihrer be- 
grenzten Möglichkeiten darum bemühen, daß die vor allem in 
die Verantwortung der Länder und Hochschulen fallende Stu- 
dienreformarbeit so zügiger als bisher vorangetrieben wird, 
damit die in die Hochschulen drängenden geburtenstarken 
Jahrgänge eine angemessene wissenschaftliche und berufs- 
nahe Ausbildung erhalten können. Der Beitrag des Bundes 
wird, wie in der Vergangenheit, vor allem in der Förderung 
von Modellversuchen, der Vergabe von Forschungsvorhaben 
und der Verstärkung des wissenschaftlichen Erfahrungsaus- 
tausches bestehen. 

3. Die Eingliederung einer wachsenden Zahl von Hochschul- 
absolventen in das Berufsleben ist trotz Verschlechterung der 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen bisher ver- 
gleichsweise reibungslos verlaufen. Es gibt aber einige Fächer, 
deren Absolventen auf dem Arbeitsmarkt größere Probleme 
haben. Dies gilt insbesondere für Lehrer, Sozialpädagogen, 
Psychologen, Soziologen und Politologen. 

Da die Studienanfägerzahlen seit 1974 nahezu gleichgeblieben 
sind, ist in den nächsten Jahren insgesamt mit keinem sprung- 
haften Anstieg der Hochschulabsolventen zu rechnen. Erst in 
der zweiten Hälfte der 80er Jahre und Anfang der 90er Jahre 
werden nach bisherigen Prognosen die Zahlen erheblich stei- 
gen. Dadurch würde sich die Quote der Hochschulabsolven- 
ten von derzeit ca. 7,5 v. H. auf ca. 12 v. H. an der Gesamtzahl 
der Erwerbstätigen in 1990 erhöhen. Die Frage ob eine „Aka- 
demikerquote" in dieser Höhe — gemessen an den künftigen 
Bedürfnissen des Beschäftigungssystems — zu hoch, ange- 
messen oder zu niedrig ist, ist nur mit all den Vorbehalten zu 
beantworten, die mit einer langfristigen Vorausschätzung des 
künftigen Arbeitskräfte- und Qualifikationsbedarfs verbun- 
den sind. 

Zieht man als Bewertungshilfe den Vergleich mit führenden 
Industrienationen heran, so ist festzustellen, daß eine Quote 
in dieser Höhe durchaus keine Spitzenposition bedeuten wür- 
de. Der Zuwachs in der Zahl der Hochschulabsolventen wird 
allerdings erheblich über dem liegen, was für im traditionellen 
Sinne akademische Arbeitsplätze notwendig wäre. Die sich 
hier abzeichneüden Anpassungsprozesse müssen durch eine 
rechtzeitige Lösung von traditionellen Leitbildern der Akade- 
mikerbeschäftigung sowohl auf seiten der Hochschulabsol- 
venten wie auch auf seiten der Beschäftiger wesentlich er- 
leichtert werden. 

Fachrichtungsspezifische Prognosen zum Hochschulabsolven- 
tenbedarf sind in besonderem Maße mit Fehlerrisiken behaf- 
tet Nur mit diesen Vorbehalten sind für naturwissenschaft- 
lich/technische Fachrichtungen sowie für Rechts- und Wirt- 
schaftswissenschaften eher günstige, für Sprach- , Kultur- und 
Gesellschaftswissenschaften eher schwierige Berufsaussich- 
ten zu erwarten (vgl. auch Antwort der Bundesregierung auf 
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eine Kleine Anfrage der CDU, BT-Drucksache 8/860). Im Mit- 
telpunkt der Beschäftigungsproblematik von Hochschulabsol- 
venten im nächsten Jahrzehnt wird der Lehramtsbereich ste- 
hen. 

Die Aufgabe, den Angehörigen der geburtenstarken Jahr- 
gänge Beschäftigungschancen zu eröffnen, stellt sich nicht nur 
für Hochschulabsolventen, sondern generell. Sie verlangt, wie 
die Regierungschefs von Bund und Ländern am 4. November 
1977 festgestellt haben, von Wirtschaft und Gesellschaft Ver- 
ständnis und Solidarität 

4. Eine wichtige Aufgabe der nächsten Jahre ist die Sicherung 
der Chancen des wissenschaftlichen Nachwuchses. 

In der Expansionsphase des Tertiären Bereichs hatte der wis- 
senschaftliche Nachwuchs gute Beschäftigungschancen in 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Bis Anfang der 
90er Jahre werden sich hier besondere Probleme ergeben. 
Wegen der Altersstruktur des Personals ist der Ersatzbedarf 
niedrig; zugleich sinkt auch der Erweiterungsbedarf, da der 
Ausbau dieser Einrichtungen zunehmend abgeschlossen wird. 
Die Nachfrage nach hochqualifizierten, in der Forschung aus- 
gewiesenen Nachwuchskräften steigt aber in fast allen ande- 
ren Sektoren des Beschäftigungssystems. Die Heranbildung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses kann sich daher nicht 
allein am Bedarf der Hochschulen und der Forschungseinrich- 
tungen außerhalb der Hochschulen orientieren. Ein Ziel der 
deshalb notwendigen strukturellen und inhaltlichen Refor- 
men muß es auch sein, die bei uns besonders lange Gesamt- 
ausbildungszeit des wissenschaftlichen Nachwuchses zu ver- 
kürzen. Hierzu kann ein System der Nachwuchsförderung bei- 
tragen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat hieraus 
Konsequenzen gezogen und im Sommer 1979 mit seinen „Leit- 
vorstellungen zur künftigen Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses" neue Maßnahmen vorgeschlagen. Diese 
Überlegungen haben zu intensiven Beratungen in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsför- 
derung, der Kultusministerkonferenz der Länder und der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz und in den Hochschulen 
geführt. Kultusministerkonferenz und Westdeutsche Rekto- 
renkonferenz haben auf dieser Grundlage eigene Empfehlun- 
gen vorgelegt. Diese Vorschläge und Empfehlungen sind jetzt 
Gegenstand der Beratungen innerhalb der Bundesregierung. 
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